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Zur Lage der ungarischen Minderheit in Rumänien 
1989-1993* 

Folgende Mitteilung befaßt sich mit der Entwicklung des Minderheiten­
schutzes u n d der Lage der vorwiegend in Siebenbürgen siedelnden unga­
rischen Minderheit Rumäniens nach dem politischen Umsturz im Dezem­
ber 1989. Dabei gilt die besondere Aufmerksamkeit den innen- und natio­
nalitätenpolitischen Zielsetzungen der Staatsführung bis zum Frühjahr 
1993. Daß sich die Perzeption der Belange der Minderheiten Rumäniens in 
der genannten Zeitspanne gewandelt hat, steht außer Zweifel. Inwieweit 
diese Wandlung von innenpolitischen Veränderungen beeinflußt oder be­
gleitet war, soll ebenfalls Gegenstand der folgenden Ausführungen sein. 
Zudem sollen die Auswirkungen der Maßnahmen der Front der Nationa­
len Rettung (Frontul Salvärii Nationale, FSN) auf die ungarische Minderheit 
untersucht und in einen allgemeineren politisch-historischen Zusammen­
hang gestellt werden. Die Untersuchung soll anhand der rechtlichen Lage, 
der Situation des muttersprachlichen Schulwesens, der Wahlen und der 
Volkszählungsangaben von 1992 durchgeführt werden. 

1. Merkmale der inneren Entwicklung 

Der Volksaufstand, der mit einer Demonstration von etwa 1.000 Menschen 
für die Freilassung des ungarischen Pastors László Tőkés am 15. Dezember 
1989 in Temeswar begann,1 diente »als Auslöser und Vorwand für den 
Staatsstreich einer aus Ceau§escu-feindlichen Vertretern von Partei, Armee 
und Sicherheitsapparat bestehenden Gruppe«.2 Mit der Beseitigung der 
Diktatur etablierte sich unter der Leitung Ion Iliescus folglich eine neue 
Elite, bestehend aus zahlreichen ehemals hohen kommunistischen Partei­
funktionären, die im früheren Regime in Ungnade gefallen waren.3 Dazu 

* Fertigstellung des Manuskripts: Februar 1993. 
i Vgl. Beate Beyer: Chronologie der Ereignisse in Rumänien im Zeitraum September 1989 

bis zu den ersten freien Wahlen und der Bildung der Regierung unter Petre Roman Ende Juni 
1990. In: Südost-Europa 40 (1991) 477-491; Florin Medele} - Mihai Ziman: O cronicä a re-
volutiei din Timisoara 16-22 decembrie 1989 [Chronik der Revolution von Temeswar 16.-22. 
Dezember 1989]. Timisoara 1990. 

2 Anneli Ute Gabanyi: Nationalismus in Rumänien. Vom Revolutionspatriotismus zur 
chauvinistischen Restauration. In: Nationalismus in Osteuropa. Gefahrvolle Wege in die De­
mokratie. Herausgegeben von Margaréta Mommsen. München 1992,149. 

3 Vgl. Erich Kendi: Minderheitenschutz in Rumänien. Die rechtliche Normierung des 
Schutzes der ethnischen Minderheiten in Rumänien. München 1992,136. 
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gehörte auch der heutige Staatspräsident Iliescu,, der an der pejorativen 
Reform des Ausbildungswesens im Jahre 1958 beteiligt war und nach der 
Machtübernahme durch Ceausescu 1965 Vollmitglied im Zentralkomitee 
der Kommunistischen Partei wurde; des weiteren hatte er verschiedene 
Funktionärsstellen innerhalb des Parteiapparats inne.4 

Bereits am 23. Dezember 1989 konstituierte sich die FSN als Organ der 
obersten Staatsgewalt. Sie ernannte Iliescu zu ihrem Vorsitzenden, bildete 
eine neue Regierung unter Ministerpräsident Petre Roman und zerschlug 
in der Folgezeit die Machtstrukturen des Ceau§escu-Apparats.5 Am 31. 
Dezember 1989 wurde der politische Pluralismus, praktisch das Mehrpar­
teiensystem, gesetzlich verankert. Das neue Parteiengesetz sah die Grün­
dung von Parteien vor, zwecks Schaffung eines pluralistischen Systems 
auf der Basis der Kongruenz mit der rumänischen Rechtsordnung. Not­
wendig zur Registrierung als Partei waren eine Mindestmitgliederzahl von 
251, ein Organisationsstatut, ein politisches Programm und entsprechende 
Finanzmittel.6 Diese auf den ersten Blick liberale Gesetzgebung provo­
zierte durch die geringe Mitgliederanforderung die Pervertierung des Plu­
ralismusgedankens und führte zur Entstehung einer unübersehbaren Par­
teienlandschaft, wie die ersten Wahlen am 20. Mai 1990 zeigten.7 Zudem 
brachte die Einführung des Mehrparteiensystems »eine Klärung für das 
Selbstverständnis der Front, sie definierte sich nun als politische Partei«,8 

im Gegensatz zu vorherigen Aussagen. Daraufhin verließen prominente 
Dissidenten die FSN; die Reform- und Nationalkommunisten gewannen 
die Oberhand.9 

Diese Konzeption sollte offensichtlich zu einer Verringerung jenes 
Stellenwerts führen, den Anfang 1990 der Pluralismusgedanke als Krite­
rium der angestrebten Demokratie in der Bevölkerung hatte. Außerdem 
wurde offen erklärt, daß die FSN als Partei so breit angelegt sein werde, 
daß >»sehr wenig Platz außerhalb von ihr< übrig bleiben werde«.10 Durch 
diese Inflationierung des Pluralismusgedankens sollte der Weg für die 
Einführung der »rumänischen Demokratie des ausgehenden 20. Jahrhun-

4 Vgl. Antónia Rados: Die Verschwörung der Securitate. Rumäniens verratene Revolution. 
Hamburg 1990, 16-17. Im November 1984 fiel er offensichtlich in Ungnade und wurde aus 
dem Zentralkomitee entfernt. 

5 Beyer 479. 
6 Anneli Ute Gabanyi: Die unvollendete Revolution. Rumänien zwischen Diktatur und 

Demokratie. München 1990,193. 
7 Vgl. Anneli Ute Gabanyi: Die Wahlen in Rumänien. In: Südost-Europa 39 (1990) 405-428. 
8 Richard Wagner: Sonderweg Rumänien. Bericht aus einem Entwicklungsland. Berlin 

1992, 22. 
9 Wagner 22. 
io Silviu Brucan, Chefideologe der FSN, einst Stalinist und Chefredakteur der früheren 

Parteizeitung ,Scînteia': The Daily Telegraph 29. Dezember 1989. Zitiert nach Gabanyi: Re­
volution, 197. 
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derts«11 geebnet werden. Das Mehrparteiensystem, das bis 1991 auf 121 
Parteien und politische Vereinigungen anwuchs,12 wurde von der FSN als 
»notwendiges Übel« betrachtet, welches »das demokratische Gesicht im 
In- und Ausland wahren«13 sollte. Währenddessen vergrößerten sich die 
Chancen der FSN bei den ersten Wahlen, weil sie von allen Parteien am 
besten organisiert war und zudem auf die Medien zurückgreifen konnte. 

Die persönliche Vorbelastung der einflußreichsten Mitglieder der FSN, 
die fehlende Absage an beziehungsweise Distanzierung vom Kommunis­
mus verdeutlichten, daß die bestehende Nomenklatura nach der Beseiti­
gung der Rumänischen Kommunistischen Partei als Machtinstrument14 

sich nun der FSN bediente, u m reformkommunistische Ziele zu verfolgen. 
Iliescu selbst ist Refonnkornrnunist Gorbatschowscher Art; ihm geht es in 
erster Linie um die Modernisierung des Systems.15 Die Führungselite steht 
zum großen Teil in der kommunistischen Tradition; sie leitet ihre politi­
sche Legitimation aus ihrer Zugehörigkeit zur einstigen parteiinternen 
Ceausescu-Opposition ab. Gesetzesänderungen, politische und ökonomi­
sche Zugeständnisse weisen zwar teilweise in marktwirtschaftlich-demo­
kratische Richtung, die praktische Durchführung von Reformen scheitert 
jedoch oftmals an sich widersprechenden Gesetzen oder am Unwillen 
nachgeordneter Behörden. 

Anhand dieser Merkmale wird das Ziel des Staatsstreichs vom Dezem­
ber 1989 ersichtlich: die Ersetzung des sowjetfeindlichen Ceausescu-Regi-
mes durch eine sowjetfreundliche Führung, also eine Politik der Pere­
strojka, ähnlich dem damaligen Kurs Gorbatschows.16 Die offensive Rhe­
torik der FSN zielte nicht auf die »kommunistische Ideologie als solche, zu 
der sich der neu angetretene Präsident Ion Iliescu unverändert bekann­
te«,17 sondern auf den rumänischen Nationalismus und den Personenkult 
um die Familie Ceausescu. Daß nicht nur die Terminologie und Rhetorik 
wenig demokratischen Charakter haben, sondern auch gewisse Hand­
lungsweisen auf eine restriktive Innenpolitik hindeuten, demonstrieren die 
Ausschreitungen der Bergarbeiter in Bukarest, die »im Januar und im Juni 

11 Gabanyi: Revolution, 198. 
12 Wolf Oschlies: Agonie oder Aufschwung der Kultur? Osteuropäische Kulturpolitik 

unter den Bedingungen einsetzender Marktwirtschaft: Rumänien. In: Berichte des Bundesin­
stituts für ostwissenschaftliche und internationale Studien 1991/28,28. 

13 Gabanyi: Revolution, 199. 
it Vgl. Wagner 12. 
'5 Vgl. Ebenda, 26. Siehe auch die Behauptung der Bürgerallianz, die regierende FSN re­

stauriere die Herrschaft des alten Staats- und Parteiapparats. In: Archiv der Gegenwart [im 
weiteren AdG] 1991, 35607 A/l . Vgl. dazu auch die Vorwürfe von Petre Roman, der »seine 
Mißbilligung darüber« äußerte, daß »die stärkste Partei Rumäniens«, die FDSN, nach der 
Spaltung der FSN »nach wie vor eine kommunistische sei«. In: AdG 1992,37226 A/l . 

16 Vgl. Gabanyi: Nationalismus, 149-150. 
H Ebenda, 150. 



196 Ungarn-Jahrbuch 21 (1993/1994) 

im Juni 1990 auf Geheiß des Präsidenten Ion Iliescu aufgetreten waren, um 
die demokratische Opposition des Landes [...] mit brutaler Gewalt einzu­
schüchtern«.18 Die Anwendung der gerade genannten repressiven Maß­
nahme zeigt das Fehlen eines ausgereiften Demokratieverständnisses. 
Deshalb scheint »der Weg Rumäniens in eine pluralistische, demokratische 
und rechtsstaatliche Gesellschaft noch nicht gesichert«.19 Ob die Regie­
rungsumbildungen in den letzten Jahren sich positiv auf die politische 
Entwicklung auswirken, kann gegenwärtig nicht abschließend beurteilt 
werden. 

2, Rumänischer Nationalismus nach dem Umsturz 

Die Beziehungen zwischen Magyaren und Rumänen waren in den ersten 
Wochen nach der Beseitigung Ceausescus von einer »gewissen Eupho­
rie«20 und allgemeinen Solidarisierung, die sich aus dem geeinten Wider­
stand gegen die Diktatur ergaben. Der Provisorische Rat der Nationalen 
Einheit, ein durch Dekret-Gesetz Nr. 81/1990 nach dem Muster eines 
Runden Tisches gegründetes Gremium, bestand zur Hälfte aus Vertretern 
des Rates der FSN, und zur anderen Hälfte aus Vertretern der neugegrün­
deten Parteien sowie der nationalen und ethnischen Minderheiten. Der Rat 
veröffentlichte ein Zehn-Punkte-Programm zur Erneuerung des Landes, 
das unter anderem die »Abkehr von der führenden Rolle einer einzigen 
Partei, die Verankerung eines pluralistischen demokratischen Regierungs­
systems« und die »Achtung der Rechte und Freiheiten der nationalen Min­
derheiten«21 beinhaltete. So wurden zunächst auch einige früher verab­
schiedete minderheitenfeindliche Gesetze, etwa dasjenige zur Dorfsyste-
matisierung, annulliert. Die Nationalitätenkonflikte schienen an Schärfe 
allmählich abzunehmen,22 nachdem sich die FSN gegen den »übersteiger­
ten Nationalismus«23 gewendet hatte. Die späteren Ereignisse verdeutli­
chen aber einerseits, daß der von Ceauçescu indoktrinierte rumänische 
Nationalismus die nationalen Ressentiments nachhaltig geprägt hatte, und 
andererseits, daß die neue Führung dem Druck rumänischer nationalisti­
scher Kräfte bereitwillig nachgab24 und versprochene nationalitätenpoliti­
sche Reformen nicht durchführte. Die neue Führung versuchte, »eine klare 
Stellungnahme [hinsichtlich der nationalen Minderheiten, R. Th. G.] so 

18 Anneli Ute Gabanyi: Präsident Iliescu gegen Premier Roman: Frontenbildung in der 
»Front der Nationalen Rettung«. In: Südost-Europa 40 (1991) 423. 

19 Kendi 163. 
20 Ebenda , 141. 

21 Ebenda, 137. Hervorhebung im Original. 
22 Gabanyi: Revo lu t ion , 157. 
23 Gabanyi: Nationalismus, 150. 
24 Kendi 142. 
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lange wie möglich hinauszuzögern. Dadurch ist die historisch wohl ein­
malige Chance verpaßt worden, den während der >Revolution< entstan­
denen Solidarisierungseffekt zwischen der rumänischen Mehrheit und den 
nationalen Minderheiten zu nutzen und die Voraussetzungen für ein de­
mokratisches Neben- und Miteinander zu schaffen«.25 Zwar kann der ru­
mänischen Führung während der ersten Monate nach dem Umsturz keine 
nationalistische Politik vorgeworfen werden, aber spätestens nach den 
Wahlen vom 20. Mai 1990 erschien angesichts der aus politischen und 
ökonomischen Gründen schwindenden Popularität der FSN der Nationa­
lismus »als probates Mittel, von den [...] Schwierigkeiten abzulenken«26 

und die Innenpolitik erneut zu emotionalisieren. 

Ein besonderes Kennzeichen des wiedererwachten rumänischen Natio­
nalismus unterhalb der Regierungsebene war die Gründung der »chauvi­
nistischen Organisation Vatra Romaneascä (Rumänische Heimstatt)«27 im 
Januar 1990, aus der sich die Partei der Nationalen Einheit der Rumänen 
(Partidul Unitäßi Nationale a Românilor, PUNR) abzweigte. Diese Organisa­
tionen lehnen die Forderungen der ungarischen Minderheit ab. Ihr Wider­
stand gipfelte am 20. März 1990 in Neumarkt (Tîrgu Mures, Marosvásárhely) 
in schweren Auseinandersetzungen. »Zu den Unruhen kam es, als be­
waffnete Anhänger der ultranationalistischen Organisation >Vatra Româ-
neascä< [...] Angehörige der ungarischen Minderheit angriffen [...]«/ die 
»friedlich gegen die Ausschreitungen rumänischer Nationalisten am Vor­
tag protestiert«28 hatten. Ausgelöst wurden die Unruhen am Vortag durch 
die Forderungen des Demokratischen Verbandes der Ungarn Rumäniens 
(Romániai Magyar Demokrata Szövetség, RMDSZ) nach größerer lokaler Au­
tonomie, die Rückgabe der ungarischen Schulen und Universitäten, das 
Recht auf ungarischsprachigen Unterricht und den Gebrauch der Mutter­
sprache vor Gericht und vor Behörden.29 Die Reaktion der Führung der 
FSN auf diese Ereignisse und den Protest seitens der Regierung Ungarns 
entsprach weitgehend den althergebrachten Schemata: prinzipiell, jedoch 
ohne Realisierung, wurde das Recht auf Rückgabe der Schulen anerkannt, 
zugleich aber die Verantwortung für die Unruhen der ungarischen Seite 
zugesprochen. So wurde behauptet, »die Gewaltakte [...] beruhten auf 
chauvinistischer, nationalistischer und revisionistischer Hetze« der Ma­
gyaren, an denen sich »auch >ungarische Staatsinstitutionen<«30 beteiligt 
hätten. 

Die Hinwendung zu den Methoden nationalistischer Instrumentali­
sierung der Emotionalität sollte die Machtposition der FSN im politischen 

25 Gabanyi: Nationalismus, 154. 

26 Ebenda , 156. 

27 Kendi 143. 

28 A d G 1990,34348 A. 

29 Vgl . A d G 1990, 34348 A. 

30 A d G 1990,34349. 
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System stärken. Die alten gesellschaftlichen und ethnischen Spannungen 
sollten die entstandene Solidargemeinschaft der Bürger aufbrechen. Die 
Mittel zu diesem Zweck waren das Provozieren von Gewalt durch Über­
betonung antiungarischer Ressentiments im FSN-kontrollierten Fernsehen 
und in der nationalistischen Presse.31 

Ein Teil der neuen rumänischen Führung vertritt in der Nationalitäten­
frage einen ähnlichen Standpunkt wie vor 1989. So äußerte Iliescu im Mai 
1991 vor Kirchenvertretern, »daß es Separatismus sei, wenn in Rumänien 
der Schulunterricht in ungarischer Sprache durchgeführt werde«.3 2 Außer­
dem »sei Rumänien keinesfalls ein Vielvölkerstaat, aus dem sich Bevölke­
rungsgruppen lostrennen könnten, um föderative Strukturen zu bilden, 
sondern [es sei] ein homogenes Gebilde« und »müsse mehr denn je zur na­
tionalen Einheit finden«.33 Im Oberhaus des Bukarester Parlaments, das 
sich am 30. Oktober 1992 mit den Rechten der ungarischen Minderheit be­
schäftigte, wurde von den rumänischen Parteien »gegen die Formulierung 
[des RMDSZ, R. Th. G.], die mationale Frage< sei >ungelöst<«,34 protestiert 
und die Autonomieforderung als verfassungswidrig abgelehnt. Diese Aus­
sagen deuten eine gewisse Konstanz der rumänischen Terminologie und 
Haltung in der Nationalitätenfrage an, woraus geschlossen werden kann, 
daß die anfänglich guten Vorsätze der FSN der Weiterführung der in der 
Zeit vor dem Umsturz üblichen Restriktionen gewichen sind.35 Diese 
Rückkehr »zur von Ceausescu eingenommenen Haltung«36 manifestiert 
sich zum einen in der oben erwähnten Auffassung, Rumänien sei ein ho­
mogener Nationalstaat, zum anderen in der erneuten Betonung, die »Na­
tionalitätenpolitik sei beispielhaft«.37 Zugeständnisse an die ungarische 
Minderheit wurden in den nationalistisch gesinnten Teilen der rumäni­
schen Bevölkerung negativ perzipiert, woraufhin eingeführte oder ver­
sprochene Rechte eingeschränkt beziehungsweise nicht gewährt wurden, 
etwa im Bereich des muttersprachlichen Unterrichts. 

Der rumänische Nationalismus ist - nach anfänglicher Überlagerung 
durch die nachrevolutionäre Euphorie und interethnische Solidarität -
wieder zu einem bedeutenden und von der Regierung mißbrauchten in­
nenpolitischen Faktor geworden. Die Tatsache, daß sich die FSN anfangs 
gegen den »übersteigerten Nationalismus« der Ceau§escu-Ära gewandt 
hat, beweist, daß der Nationalismus nicht an sich, sondern nur in seiner 

31 Vgl. Gabanyi: Nationalismus, 157,161-164. 

32 A d G 1991,36285 A / l . 
33 Ebenda. Hervorhebungen im Original. 

34 A d G 1992,37399. 

35 Vgl. Edith Oltay: Minorities as Stumbling Block in Relations with Neighbours. In: 

RFE/RL Research Report 1 (1992) 19,26. 

36 Edith Oltay: Minority Rights Still an Issue in Hungarian-Romanian Relations. In: 

RFE/RL Research Report 1 (1992) 12,16. 

37 Oltay: Minor i ty Rights , 16. 
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extremen Form als negativ verstanden wird. Es gibt Hinweise, nach denen 
er nicht nur in Organisationen wie der Vatra Romaneascä und deren Partei 
oder der Partei Großrumänien (Partidul Romania Mare, PRM) zu lo­
kalisieren ist, sondern als Mittel des Machtkampfes und der Machterhal­
tung genutzt wird. Auch ist »der rumänische Widerstand gegen die gleich­
berechtigte Behandlung der magyarischen Minderheit [...] größer gewor­
den, und die Behörden tragen ihm zunehmend Rechnung«.38 Der »gesteu­
erte postrevolutionäre Nationalismus«39 und die allgemeine gesellschaftli­
che Radikalisierung durch die Methoden der Diversion und Desinforma­
tion40 erwecken den Eindruck, daß der demokratische Konsens durch na­
tionalistische Propaganda nachhaltig gestört und eine demokratisch­
marktwirtschaftlich orientierte Ordnung verhindert werden soll. Darauf 
deuten nach der Wiederwahl Iliescus am 13. November 1992 auch »die Be­
rufung von mehreren Repräsentanten des Ceausescu-Regimes in die Re­
gierung«41 und die Absicht, zu Beginn des Jahres 1993 die stellvertreten­
den Kreispräfekten ungarischer Nationalität in mehrheitlich von Magya­
ren bewohnten Gegenden durch Rumänen zu ersetzen, um »die politische 
Praxis der Führung [...] unübersehbar in die von den extrem nationalisti­
schen Kräften geforderte Richtung«42 zu steuern. 

3. Ungarisches Identitätsbewußtsein als Quelle des Konflikts 

Ein Grundmerkmal der Entwicklung nach 1989 ist das gewachsene Selbst­
bewußtsein der ungarischen Minderheit. Deren Gruppenidentität, die sich 
durch die Assimilationspolitik unter Ceausescu intensiviert hatte, erhielt 
im Laufe der Dezember-Ereignisse eine neue Dimension. »Während sich 
das Mehrheitsvolk der Rumänen nach 1989 bis zu einem gewissen Grad 
verunsichert fühlte, da seine patriotischen Gefühle erniedrigt und perver­
tiert worden waren, erwies sich im Gegensatz dazu das Nationalgefühl der 
Minderheiten als ungebrochen«, und »die Manifestation minderheitlichen 
Nationalstolzes wurde nicht nur innerhalb der Gruppe, sondern auch von 
Seiten rumänischer Oppositioneller und westlicher Beobachter positiv, d.h. 
als demokratisch und liberal gewertet« 4 3 Diese Entwicklung ergab sich 
zum einen aus der Bedeutung der ungarischen Minderheit für den Ablauf 
des Umsturzes, zum anderen aus der Euphorie der Anfangszeit und aus 
der Tatsache, daß der Konflikt um László Tőkés keine nationalistische Ge-

38 László Révész: Aufschwung und Rückschlag. In: Zeitbild 31 (1990) 5, 6. 
39 Gabanyi: Nationalismus, 165. 
40 Ebenda, 152-155. 
41 AdG 1992,37398 A. 
42 Anneli Ute Gabanyi: Bleiben, gehen, wiederkehren? Zur Lage der deutschen Minder­

heit in Rumänien. In: Südost-Europa 40 (1991) 509. 
43 Gabanyi: Nationalismus, 147. 
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genreaktion von rumänischer Seite, sondern eine interethnische Solidari­
sierung ausgelöst hatte. Somit beinhaltete das neue ungarische Selbstbe­
wußtsein eine liberale Komponente und hatte die Gewährleistung der 
Minderheitenrechte zum Ziel. Der Großteil der Siebenbürger Magyaren 
trat und tritt für kulturelle und lokale Autonomie sowie für den freien öf­
fentlichen Gebrauch der Muttersprache ein. Der RMDSZ verfolgt »eine 
gemäßigte offizielle Politik und schließt diejenigen Handlungen aus, die 
als Ermunterung zum Irredentismus uminterpretiert werden könnten«.44 

Die Wiederbelebung des ungarisch-rumänischen Nationalitätenkon­
flikts ging, wie bereits erwähnt, mit dem Erstarken der rumänischen Na­
tionalisten einher, die in Opposition zu geplanten Schulreformen standen. 
Infolge des gewachsenen ungarischen Selbstbewußtseins versuchten im 
Januar 1990 »Vertreter der ungarischen Minderheit, zwar mit offizieller 
Zustimmung«, aber ohne »politisch-taktische Weisheit [...] mitten im 
Schuljahr die Wiedereinrichtung rein ungarischer Schulen und Bildungs­
anstalten«45 durchzusetzen. Diese Manifestation ungarischen Selbstbe­
wußtseins, aber auch unkluger Voreiligkeit, bewirkte die Ablösung des 
stellvertretenden Unterrichtsministers, eines Magyaren, und führte dazu, 
daß »allen rumänischen Staatsbürgern, >ohne Unterschied der Nationali­
tät^ ein Recht auf Bildung« zugesichert wurde, wobei »der Unterricht aller 
Stufen jedoch grundsätzlich in rumänischer Sprache«46 stattzufinden habe. 
Dieser Vorsatz vergegenwärtigt die negative Perzeption des ungarischen 
Gruppenbewußtseins durch die rumänische Führung und die daraus re­
sultierenden diskriminierenden Maßnahmen. 

Ein weiterer Faktor von entscheidender Bedeutung für die Selbstbe­
hauptung und den Erhalt der ungarischen Kultur ist die Existenz unga-
rischsprachiger Medien. Obwohl bereits am 29. Dezember 1989 dem da­
maligen ungarischen Außenminister Gyula Horn der freie Vertrieb unga­
rischer Presseerzeugnisse und die Ausstrahlung ungarischer Fernseh­
sendungen zugesagt wurden,47 war bald eine schrittweise Distanzierung 
von dieser Erklärung zu beobachten. So wurde die Einfuhr »vorwiegend 
historischer Bücher«48 behindert, weil sie zum einen der rumänischen na­
tionalbetonten Geschichtsinterpretation zuwiderlaufen, zum anderen weil 
durch sie ein weiteres Anwachsen des ungarischen Selbstbewußtseins be­
fürchtet wurde. Am 4. Februar 1991 veröffentlichte »das Rumänische 
Fernsehen einen Beschluß, nach dem die Hälfte der Sendezeit für die deut­
sche und die ungarische Minderheit gekürzt bzw. auf das Zweite Pro­
gramm [das nur von 15% der Bevölkerung im Süden des Landes empfan-

44 Michael Shafir: Romania's Election Campaign: Main Issues. In: RFE/RL Research Re­
port 1 (1992) 36, 30. 

"5 Kendi 142. 
46 Ebenda, 144. Hervorhebung im Original. 
47 Gabanyi: Revolution, 158. 
48 Ebenda , 160. 
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gen werden kann und somit die ungarische und deutsche Bevölkerung 
kaum erreicht, R. Th. G.] verlagert werden sollte«.49 Begründet wurde 
diese Maßnahme teils mit ökonomischen Gegebenheiten, teils damit, daß 
die Minderheitenprogramme eine kommunistische Hinterlassenschaft sei­
en und das Fernsehen »sich von der verzerrten Vorstellung von Segrega­
tion und Autonomie lösen« müßte.50 

Der Versuch kultureller Selbstbehauptung der Magyaren stößt also 
selbst im Rahmen der territorialen Einheit Rumäniens auf Ablehnung. Der 
wiedererstarkte rumänische Nationalismus richtet sich - oftmals in verfas­
sungswidriger Manier51 - gegen die muttersprachlichen Bestrebungen der 
Minderheit, und das unter Ceau§escu entwickelte ungarische Feindbild 
wird anhand der Vorwürfe des »Separatismus«,52 der »antirumänischen 
Aktivitäten«53 und der »Gefährdung der territorialen Integrität Rumäni­
ens«54 aufrechterhalten. 

4. Die rechtliche Lage der ungarischen Minderheit - Die Verfassung von 1991 
aus minderheitenpolitischer Sicht 

Obwohl nach dem Umsturz das Rechtssystem Rumäniens einige Verände­
rungen erfuhr, die auch den Minderheiten zugute kommen, kann von ei­
ner grundlegenden Verbesserung der minoritären Rechtssicherung nicht 
gesprochen werden. Nationalistische Tendenzen in Teilen der rumäni­
schen Bevölkerung haben eine Durchsetzung minderheitenrechtlicher Re­
formen weitgehend verhindert, so daß nur in Teilbereichen eine qualita­
tive Verbesserung eingetreten ist. Die anfängliche Überemstimmung zwi­
schen Mehrheitsvolk und Minderheiten in der Frage der Sicherstellung 
von Minderheitenrechten wich nach den Wahlen im Mai 1990 erneut dem 
nationalen Gegensatz und die FSN distanzierte sich zwischenzeitlich »von 
dem am 22. Dezember 1989 den nationalen Minderheiten gegebenen Ver­
sprechen«.55 Zu belegen ist dieser Umstand anhand des Verfassungsent­
wurfes vom Juli 1991 und der schließlich vom Bukarester Parlament am 
21. November 1991 verabschiedeten neuen Verfassung Rumäniens.56 

49 AdG 1991, 35607 A/l . 
so Ebenda. 
51 Vgl. Tom Gallagher: Ethnic Tension in Cluj. In: RFE/RL Research Report 2 (1993) 9,27. 
52 So durch Präsident Iliescu. Vgl. AdG 1991, 36285 A/l . 
53 Von der Stiftung Großrumänien (Romania Mare) wurde sogar eine »Kommission für die 

Untersuchung antirumänischer Aktivitäten« gegründet: Gabanyi: Nationalismus, 158. 
54 Vgl. Gallagher: Tension, 27; Tom Gallagher: Ultranationalists Take Charge of Transyl­

vania's Capital. In: RFE/RL Research Report 1 (1992) 13, 23. 
55 Neuer Weg 11 . Juli 1990. 
56 AdG 1991, 36287 A/3. Zweisprachiger Wortlaut der Verfassung: Constitufa Romäniei. 

The Constitution of Romania. Edited by the ,Monitorul Oficial'. Bucharest 1991. 
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Die am 9. Dezember 1991 durch ein Referendum bestätigte Verfassung 
stellt in manchen Punkten eine Verbesserung des Verfassungsentwurfs 
dar. Vorausgegangen waren langwierige Debatten über rund 1.000 Ände­
rungsvorschläge, von denen 145 berücksichtigt wurden. 39 Vorschläge 
stammten von der Opposition und betrafen hauptsächlich die Garantien 
der Individualrechte und die verstärkte Kontrolle des Parlaments über die 
Exekutive und das Präsidialamt.57 Aus minderheitenpolitischer Sicht muß 
konstatiert werden, daß die nationalen Gegensätze die Verfassung durch 
Zusätze und Auslassungen von Artikeln negativ beeinflußt haben. Durch 
Kooperation der FSN mit der PUNR wurden Artikel durchgesetzt, die an­
tiungarische Tendenzen widerspiegeln. 

Besondere Beachtung verdient in diesem Zusammenhang die Tatsache, 
daß kollektive Minderheitenrechte erneut keine Berücksichtigung gefun­
den haben.58 Es entspricht der traditionellen nationalstaatlichen rumäni­
schen Politik, die Rechtssicherheit nur aufgrund des Individualrechts 
sicherzustellen. Folglich wird die rumänische Führung in Titel I, Artikel 1 
nur zur Einhaltung der Menschenrechte und zur Unantastbarkeit der 
Menschenwürde verpflichtet, wobei sie »die Erhaltung von ethnischer, 
kultureller und religiöser Identität von Personen [...] fördern« soll, »die 
nationalen Minderheiten angehören«.59 Hierzu gehört auch die Regelung 
in bezug auf die Verwendung von Minderheitensprachen in öffentlichen 
Ämtern. Durch die Absenz von konstitutionellen Kollektivrechten fand 
auch keine qualitative Verbesserung der sprachlichen Situation statt. Das 
Recht auf Gebrauch der Minderheitensprachen in der Verwaltung und vor 
Gericht fand keinen Eingang in die Verfassung, entgegen der Empfehlung 
im Artikel 127 der provisorischen Fassung. Den Minderheiten wurde in 
Titel III, Kapitel VI, Artikel 127 nur die Inanspruchnahme eines Dolmet­
schers zugestanden, wodurch sie mit Ausländern gleichgesetzt werden, da 
für Letztere die gleiche Bestimmung gilt.60 Trotz Protests von seiten des 
RMDSZ wurde diese Änderung mit den Stimmen der FSN-Abgeordneten 
verabschiedet. 

Weitere einschlägige Bestimmungen sind die Bezeichnung Rumäniens 
als »Nationalstaat« (Titel I, Artikel 1) und die Bestimmung des Rumäni­
schen als Landessprache (Titel I, Artikel 13). Der Terminus »Nationalstaat« 
wird gegen die Tatsache angeführt, daß Rumänien ein Nationalitätenstaat 
ist. Damit wird zum einen dem hohen Minderheitenanteil erneut keine 
Rechnung getragen, zum anderen wird eine Föderalisierung des Staates 
erneut abgelehnt. Auch für die Zukunft wird diese zusätzliche Gewalten-

57 Michael Shafir: Romania: Constitution Approved in Referendum. In: RFE/RL Research 
Report 1 (1992) 1,50. 

58 Vgl. AdG 1991,36287 A/3. 
59 Ebenda, 36287 A / l . H e r v o r h e b u n g im Original . Siehe auch Titel I, Artikel 6 der Ver­

fassung. 
60 Shafir: Romania: Constitution, 51. Vgl. auch AdG 1991,36287 A/3. 
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teilung in der Form einer Bundesstaatlichkeit und eine konstitutionelle 
Anerkennung der ethnisch-kulturellen Vielfalt verhindert, da die Bestim­
mungen über den Nationalstaat und die Landessprache dem Bereich der 
veränderbaren Verfassungsprinzipien entzogen sind.61 Zudem wird der 
»territoriale Separatismus«62 unter Strafe gestellt. Wenngleich damit die 
frühere Formulierung »Separatismus«, die auch die muttersprachliche 
Komponente erfaßte, abgemildert wurde, verunmöglicht er die Etablie­
rung einer ungarischen Region unter demokratischen Bedingungen. Zu­
mindest aber bedeutet die Strafbarkeit des territorialen Separatismus eine 
Absage an Gebietsveränderungen zu Lasten Rumäniens. Eine weitere Be­
stimmung in diesem Zusammenhang betrifft die Funktion des Militärs. 
Der erste Absatz des Artikels 117 weist der rumänischen Armee als Auf­
gabe die »Bewahrung der staatlichen Einheit«63 zu. In dieser Funktions­
zuweisung, die offensichtlich von den Vertretern der FSN und auf Druck 
des politischen Armes der Vatra Romäneascä durchgesetzt wurde, tritt die 
Überzeugung zutage, daß »die Einheit des Staates durch die Machen­
schaften der ungarischen ethnischen Minderheit, die sie in einem Bund mit 
der Regierung in Budapest vermuten, gefährdet ist«64 - dies obwohl es 
keine Anzeichen für ernstzunehmende Sezessionsbestrebungen unter den 
Magyaren gibt. 

Die Sicherung der Individualrechte, wie die Abschaffung der Todes­
strafe oder die Gewährleistung der Glaubensfreiheit (Titel II, Kapitel II, 
Artikel 22 und 29) stehen im Einklang mit der Charta der Menschen­
rechte.65 Auch bringt die neue Verfassung Rumäniens systemare Verbes­
serungen.66 Im Bereich des Minderheitenschutzes hingegen hat sie keine 
Fortschritte erzielt, so daß eine weitere Polarisierung der Gesellschaft nach 
nationalen Kriterien als wahrscheinlich erscheint. 

5. Minderheitensprache und Schulwesen 

Die verfassungsrechtliche Festlegung des Rumänischen als einzige 
Landessprache und die Verdrängung der Minderheitensprachen aus dem 
amtlichen Bereich sind auch im Hinblick auf das Bildungswesen als 
gleichbleibend negative nationalitätenpolitische Umstände zu werten. 
Nach den erwähnten Konflikten um die Schulreform, in deren Folge das 
seit 1978 bestehende Erziehungs- und Unterrichtsgesetz nur unzureichend 

61 AdG 1991, 36287 A/3 . Siehe auch Titel VI, Artikel 148 der Verfassung. 

62 Ebenda. 

63 Shafir: Romania: Constitution, 50. 

64 Ebenda. 

65 Vgl. Michael Shafir: Towards the Rule of Law: Romania. In: RFE/RL Research Report 

1 (1992) 27,35-36. Siehe auch Titel H, Kapitel I, Artikel 20 der Verfassung. 

66 Vgl. Shafir. Romania: Constitution, 50-55. 
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reformiert wurde, brachte der Regierungsbeschluß Nr. 521/1990 mit sei­
nen »vagen Formulierungen eher Verschlechterungen als Verbesserun­
gen«.67 Der Beschluß ermöglicht die Errichtung von minderheitensprachli­
chen Kindergärten, Primarschulen und Gymnasien, ohne diese Möglich­
keit zu sichern.68 Auch findet der fachspezifische und der technische Un­
terricht ausschließlich in rumänischer Sprache statt. Mit der Kann-Bestim­
mung verschlechtert sich eher die Lage der ungarischen Minderheit, da es 
unwahrscheinlich ist, daß die in den siebziger und achtziger Jahre zer­
störten strukturellen Voraussetzungen für minderheitensprachlichen Un­
terricht ohne staatliche Hilfe neu geschafft werden können. Die im Schul­
jahr 1990/1991 geltenden Regelungen zeigten, daß von rumänischer Seite 
wenig Interesse bestand, zum Aufbau des Minderheitenschulwesens bei­
zutragen. Zudem deutet die Zusammensetzung der gegenwärtigen Regie­
rung Nicolae Väcäroiu, die am 13. November 1992 gebildet wurde,69 auf 
eine Beibehaltung der restriktiven Schulpolitik hin. Der Minister für Un­
terricht und Erziehung, Liviu Maior, gilt als Anhänger der Vatra Româ-
neascä. Die aus einem Flügel des FSN hervorgegangene Demokratische 
Front der Nationalen Rettung (Frontul Democratic al Salvärii Nationale, 
FDSN) Ion Iliescus scheint auf die Unterstützung der PUNR und der Par­
tei Großrumänien (Partidul Romania Mare, PRM) angewiesen zu sein.70 

Bezüglich der schriftlichen Verwendung der ungarischen Sprache in 
der Öffentlichkeit sind in einigen Regionen Rumäniens massive Restrik­
tionen festzustellen. Mit an erster Stelle zu erwähnen ist Klausenburg, des­
sen Bürgermeister Gheorghe Funar als Vorsitzender der PUNR eine Politik 
»eindeutig nationalistischen Charakters«71 betreibt. Die neben die rumäni­
schen Orts- und Straßennamen angebrachten ungarischen Bezeichnungen 
wurden entfernt, der Gebrauch des Ungarischen in öffentlich-schriftlicher 
Form verboten. Der Bürgermeister konnte trotz der feststellbaren Verfas­
sungswidrigkeit der meisten seiner Maßnahmen bisher im Amt bleiben 
und trat sogar als Präsidentschaftskandidat bei den Wahlen vom 27. Sep­
tember 1992 an; er erhielt 10,88% der Stimmen.72 Ein am 16. Dezember 
1992 von der Rumänischen Liga zur Verteidigung der Menschenrechte an 
die Regierung gerichteter Antrag, Funar wegen gesetzwidriger und gegen 
die Interessen der Stadt gerichteter Handlungen aufgrund des Gesetzes 
über die lokale öffentliche Verwaltung zu entlassen, blieb erfolglos.73 Des 

6 7 Kendi 144. 

68 E b e n d a , 145. 

69 A d G 1992,37398 A. 

70 D i e Si tzver te i lung i m Abgeo rdne t enhaus : F D S N 117, Demokra t i sche Konven t ion 82, 

FSN 43 , P U N R 30, RMDSZ 28, PRM 16, Sozial is t ische Partei der Arbe i t 13. Nach A d G 1992, 

37225. Vgl . Gallagher: Tension, 32. 
7 1 Vgl. Gallagher: Tension, 29. 

72 A d G 1992,37226. 

73 Gallagher: Tension, 30. 
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weiteren wurde die Amtszeit des Präfekten des Kreises Klausenburg, Gri-
gore Zanc, im Dezember 1992 verlängert. Die Funktion des von der Regie­
rung ernannten Präfekten beinhaltet unter anderem die Kontrolle der lo­
kalen Behörden. Er kann Personen aus der Lokalverwaltung entlassen, 
wenn sie gegen bestehende Gesetze verstoßen. Im Fall des Klausenburger 
Bürgermeisters Funar hat der Präfekt in der Vergangenheit keine Maß­
nahmen zur Einschränkung von dessen repressiver Politik ergriffen, wor-
raus zum einen geschlossen werden kann, daß sich seine Einstellung zur 
Minderheitenfrage kaum von derjenigen Funars unterscheidet,74 zum an­
deren, daß die Regierung in diesem sensiblen Bereich entweder über we­
nig taktisches Gespür verfügt oder die Politik Funars billigt. 

6. Die Wahlen aus minderheitenpolitischer Sicht 

Die Nationalisierung des Wahlkampfs spielte bei den bisherigen Wahlen 
auf gesamtstaatlicher und kommunaler Ebene eine bedeutende Rolle. Al­
lerdings war bei den ersten freien Wahlen am 20. Mai 1990 dieser Aspekt 
aus den weiter oben genannten Gründen noch nicht von Bedeutung. Bei 
den Stimmabgaben zur Abgeordnetenkammer erreichte die FSN aufgrund 
des »Revolutionsbonus«, aber vor allem wegen massiver Bevorteilung 
während des Wahlkampfes, 66,31%, bei den Wahlen zum Senat 67,02%. 
Der RMDSZ erhielt 7,23% der Stimmen für die Abgeordnetenkammer, 
7,2% für den Senat; damit wurde sie zweitstärkste Partei in Rumänien.75 

Infolge der allmählichen Renationalisierung der Innenpolitik verän­
derte sich auch die Ausgangsbasis der ungarischen Partei. Durch die »ziel­
bewußte Instrumentalisierung und Manipulation eines vorhandenen Ge­
fühlspotentials durch die postrevolutionären Machthaber«76 wurde die 
Polarisierung der Bevölkerung erreicht. Diese Diversion der im Anschluß 
an den Umsturz kurzzeitigen Kooperationsfreudigkeit auf ungarischer 
und rumänischer Seite manifestierte sich in ihrer vollen Tragweite bei den 
Wahlen vom 27. September 1992. 

Der Wahlkampf und die Wahl selbst erfolgten nach den Richtlinien des 
im Juli 1991 verabschiedeten Wahlgesetzes, welches das Provisorium aus 
dem Jahre 1990 ablöste.77 Dieses legte für die Neuwahlen verschiedene 
Kriterien fest, so eine Sperrklausel von 3%, gültig für einzelne Parteien. 
Eine Besonderheit stellt die erweiterte Sperrklausel bei Parteienbündnissen 
dar, die sich aus der Grundsperre von 3% und je 1% pro Partei im Bünd-

74 Vgl. Ebenda, 33. 
75 Vgl. Gabanyi: W a h l e n , 418. 
76 Gabanyi: N a t i o n a l i s m u s , 143. 
77 Michael Shafir: Romania's New Electoral Laws. In: RFE/RL Research Report 1 (1992) 

36,24-28. 














